
Übergriffe gegen
Feuerwehrleute und

Rettungskräfte im Einsatz
In der Öffentlichkeit gewinnt diese ernste The-
matik zunehmend an Bedeutung. Da es sich bei 
Gewalt gegen Feuerwehr und Rettungskräfte um 
eine vielschichtige Problematik handelt, müssen 
viele Aspekte in den Blick genommen werden. 
Hierzu möchte die Gewerkschaft ver.di ihren Bei-
trag leisten.

Feuerwehrleute und Rettungskräfte üben einen 
mühevollen und unverzichtbaren Beruf für die ge-
samte Gesellschaft aus. Jede Beleidigung und jeder 
tätliche Angriff sind einer zu viel!

Für uns steht der Schutz der Kolleg*innen an erster 
Stelle. Populistische Forderungen sind nicht ziel-
führend. Sie heizen ein zu Recht emotionales The-
ma zusätzlich auf. Den betroffenen Kolleg*innen 
wird dadurch aber nicht geholfen. Eine sachliche 
Auseinandersetzung mit Gewalt und Respektlosig-
keit in der Gesellschaft, besonders gegen Rettungs-
kräfte im Einsatz, ist deshalb wichtig. Nachfolgend 
widmen wir uns diesem Thema und stellen einige 
Maßnahmen zur Abhilfe vor.

Eine rasche Aburteilung von Straftätern muss ge-
währleistet werden. Angezeigte Beleidigungen und 
andere Delikte müssen geahndet werden und dür-
fen nicht wegen Geringfügigkeit bzw. mangelndem 
öffentlichen Interesse eingestellt werden.

Sollten Staatsanwaltschaften die Eröffnung von Verfahren 
ablehnen, sollte Widerspruch eingelegt werden. Gleichzeitig 
ist der Petitionsausschuss des NRW Landtages14 von der ge-
planten Einstellung von solchen Verfahren zu unterrichten.

Untaugliche Maßnahmen

Populistische Forderungen wie die Ausrüstung mit Si-
cherheitswesten sind nicht zielführend. Sie behindern im 
Einsatz. Versuche hierzu wurden abgebrochen.15

Von der Schulung von Selbstverteidigungstechniken ist ab-
zuraten, sofern nicht gewährleistet ist, dass diese im erfor-
derlichen, regelmäßigen Umfang (wöchentlich!) erfolgen, 
um im Konfliktfall wirksam eingesetzt werden zu können.16 
Andernfalls erzeugen sie eine gefährliche Scheinsicherheit. 

Notwehr ist die Verteidigung, die erforderlich ist, um einen 
gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff von sich oder einem 
anderen abzuwenden. Die Notwehr darf sich nur gegen 
den Angreifer richten, nicht gegen Dritte. Alle weiteren 
Handlungen sind Angelegenheiten der Polizei. Unter 
mehreren gleich wirksamen Verteidigungsalternativen wäre 
das relativ mildeste Mittel einzusetzen. Überschreitet der 
Verteidiger das Ausmaß der Notwehr über die gebotene 
Erforderlichkeit seiner Abwehrhandlung hinaus, kann ein 
sogenannter Notwehrexzess vorliegen. Der Verteidiger 
handelt in einem solchen Fall rechtswidrig. Dies kann eine 
Straftat sein und verfolgt werden.17

So sinnvoll der Einsatz von Body Cams in anderen Bereichen 
sein mag, im Rettungsdienst sind sie untauglich. Bei Verletz-
ten und Kranken kann dies zu Abwehrhandlungen führen, 
da sie Angst entwickeln können in einer hilflosen Situation 
gefilmt zu werden.Vor der Einführung von Telemedizin 
zur Unterstützung von Rettungskräften müssen allgemein 
akzeptierte Regeln aufgestellt werden.

12 Z.B. § 185 Strafgesetzbuch (StGB) - Beleidigung, § 223 StGB – Körperverletzung usw.
13 Meldungen an die Aufsichtsbehörden über außergewöhnliche Ereignisse im Brand- und Kata-

strophenschutz „Meldeerlass, Runderlass des Ministeriums des Inneren - 33 - 52.0304/23.03 -,
16.05.2018, Anlage 1, 1.25

14 Adresse:  Landtag Nordrhein-Westfalen, Petitionsausschuss, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf
15 Siehe auch DGUV 2017, S. 11
16 Siehe auch DGUV 2017, S. 12
17 § 224 StGB – schwere Körperverletzung Te
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sSchulungsmaßnahmen:

Folgende Schulungen können hilfreich sein

• Schulungen zum Umgang mit psychisch Kranken,
Alkohol- und Drogenpatienten 

• Kommunikations- und Deeskalationstrainings, die das
nötige Wissen vermitteln, um Situationen nicht eskalie-
ren zu lassen

• Körperschonende Abwehrtechniken, um sich z.B. aus
einer Umklammerung befreien zu können

• Erlernen und Trainieren von Rückzugstaktiken
• Interkulturelle Kommunikation: In unterschiedlichen

Kulturen wird verschieden auf Rettungseinsätze reagiert. 
Das Wissen darüber kann in vielen Fällen deeskalierend 
wirken und brenzliche Situationen vermeiden.11

Die Ausbildungsinhalte müssen regelmäßig aufgefrischt 
bzw. trainiert werden, damit dieses Wissen im Fall des 
Falles abgerufen werden kann. Dazu sind durch die Ar-
beitgeber personelle Ressourcen bereit zu stellen.

Handlungsmöglichkeiten nach Übergriffen
Eine angemessene psychosoziale Betreuung nach einer 
Konfliktsituation durch Fachkräfte muss gewährleistet 
sein. 

Schon Beleidigungen, Anspucken, Übergriffe müssen 
systematisch erfasst und zur Anzeige gebracht werden. 
Dies sind Straftatbestände.12

Beleidigungen und Übergriffe müssen im Verbandsbuch 
dokumentiert und Unfallanzeigen gestellt werden.

Körperliche Gewaltanwendung ist gemäß des „Meldeer-
lasses“ zeitnah den Aufsichtsbehörden zu melden.13

Strafanzeigen bei Straftaten gegen Kolleg*innen müssen 
zum Schutz der Betroffenen und aus Datenschutzgründen 
durch den Arbeitgeber erfolgen. Der Arbeitgeber muss 
den Betroffenen nach Übergriffen Rechtsschutz gewähren 
und ihnen einen Rechtsbeistand zur Verfügung stellen.
6 § 3 Arbeitsstättenverordnung (ArbStättV) in Verbindung mit Technische Regeln für Arbeitsstät-
ten, Gefährdungsbeurteilung (ASR V3)
7 Dressler 2016, S. 176
8 Ruhruniversität Bochum: Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in NRW, 
Bochum, 2018, S. 35
9 DGUV Information 205-027 (DGUV 2017): Prävention von Umgang mit Übergriffen auf Einsatz-
kräfte der Rettungsdienste und der Feuerwehr, 2017, S. 13
10 Siehe auch: Arbeitsgemeinschaft der Leiter der Berufsfeuerwehren: Fachinformation für Inte-
grierte Leitstellen zum Thema „Gewalt gegen Einsatzkräfte“, 28.8.2018
11 Ausführlich in: DGUV 2017, S. 11 und 12 Verband Deutscher 
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Rettungssanitäter: „Wenn mich jemand als Arschloch bezeichnet, 
nehme ich das schon gar nicht mehr wahr. Da muss schon mehr 
kommen, damit ich mich beleidigt fühle.“.5

Hierbei kommt es jedoch ganz speziell auf das persönliche 
Empfinden der betroffenen Person an. Wird der Gebrauch von 
Schimpfworten als Beleidigung aufgefasst, muss eine Anzeige 
erfolgen.

Maßnahmen

Gefährdungsbeurteilung

Im Rahmen der gesetzlich vorgeschriebenen Gefährdungsbeur-
teilung6 müssen mögliche Ursachen von Gewalt ermittelt und 
Schutzmaßnahmen durch den Arbeitgeber umgesetzt werden. 
Personalräte haben hier umfassende Informations- und Mitbe-
stimmungsrechte.

Fragen zu den möglichen Ursachen von Gewalt müssen geklärt 
werden. Hierbei kommen unterschiedliche Aspekte in Betracht:

Organisatorische Mängel:

• eine hohe Arbeitsbelastung oder auch Überlastung 
• eine fehlende bzw. unzureichende Qualifizierung,

auch der Führungskräfte
• fehlende Absprachen untereinander
• fehlende bzw. nicht aktuelle Dienstanweisungen

Ursachen, die in der Person des Täters liegen können:

• Alkohol- bzw. Drogenkonsum
• vorliegende psychische Erkrankungen
• Missverständnisse, Kommunikationsprobleme,

Sprachbarrieren
• Umstehende haben Angst um die Verletzten bzw. Kranken
• eine generelle Konfliktbereitschaft und/oder Aggressivität
• Gewalt als gelerntes Muster zur Lösung von Konflikten
• mangelnde Konfliktfähigkeit, geringe Frustrationstoleranz
• falsche Erwartungen bzw. Fehleinschätzungen von Umste-

henden und Patienten bezüglich des Rettungseinsatzes
• Einstellungen und Werte (kulturelle Hintergründe)

1 Kriminologisches Forschungsinstitut Niedersachsen e.V., Forschungsbericht 103: Kriminalitätswahrnehmung 
und Punitivität in der Bevölkerung – Welche Rollen spielen die Massenmedien, 2007

2 Polizeiliche Kriminalstatistik NRW 2018
3 Ruhruniversität Bochum (RUB 2018): Gewalt gegen Einsatzkräfte der Feuerwehren und Rettungsdienste in 
NRW, 2018

4 Siehe auch: Anna Lisa Müller: Worte schaffen Soziales. Wie Sprache die Gesellschaft verändert; in: Journal für 
Psychologie, Ausgabe 1, 2011

5 Janina Lara Dressler (Dressler 2016): Gewalt gegen Rettungskräfte; in Kriminalwissenschaftliche 
Schriften, Band 54, Bonn, 2016

Eigensicherung beachten

Besonders in Einsätzen bei Personengruppen, aus denen 
Gewalttaten (Prügeleien) zu befürchten sind, ist äußerste 
Zurückhaltung geboten. Ein Rettungseinsatz sollte erst dann 
erfolgen, wenn die Polizei die Lage unter Kontrolle hat und 
den Einsatzort frei gibt. Ohne diese Vorsichtsmaßnahmen 
können sich vor allem Rettungskräfte in Gefahr begeben 
und selbst Opfer werden.

Gewalt gegenüber Einsatzkräften findet in Großstädten vor-
wiegend in sozialen Brennpunkten und im Innenstadtbereich 
(Partymeilen) statt.7 Die Nächte an Wochenenden gelten in 
diesem Zusammenhang als besonders gefährlich.8 Hier kann 
es sinnvoll sein, tageszeit- und ortsabhängig die Polizei zu 
Rettungsdiensteinsätzen hinzuzuziehen. Hier könnte auch 
eine zusätzliche „Beobachtungsperson“ hilfreich sein.9

Tote bzw. verletzte Rettungskräfte nützen niemandem!

Alarmierung verbessern

Durch die Leitstellendisponent*innen soll die Situation mög-
lichst umfassend erhoben werden. Dabei können folgende 
Aspekte auf eine mögliche Gefährdung für Einsatzkräfte 
hinweisen:

	 • Personen unter Alkohol- bzw. Drogeneinfluss
	 • Gruppen von zumeist 20-40-jährigen Männern
	 • Örtlichkeit 
	 • ein laufender Polizeieinsatz
	
Ein umfassender Informationsaustausch über einsatzrele-
vante Umstände mit den Einsatzkräften ist wichtig. Konkrete 
Beschreibungen sollten allgemeine Schlagworte ersetzen. 
Ist eine Gefährdung absehbar, sollte der Hinweis erfolgen: 
„Einsatzstelle nicht vor Eintreffen der Polizei betreten“. Die 
Kommunikation von Feuerwehrleitstelle und Polizeileitstelle 
muss sich verbessern.

Polizei alarmieren

Einsatzkräfte haben keine polizeilichen Aufgaben. Entsteht 
eine gefährliche Situation, sollten sie sich zurückziehen bis 
die Gefährdungslage durch die Polizei beseitigt ist.

Diese sollte spätestens dann angefordert werden, wenn ihre 
Zuständigkeit abzusehen ist (Verkehrslenkung, Strafverfol-
gung usw.). Werden Einsatzkräfte bedroht oder sind einer 
Gewalt ausgesetzt, ist eine Alarmierung der Polizei dringend 
geboten.10

Kriminalitätsentwicklung

Die Gefühlslage ist oftmals „alles wird schlimmer“. Dies wird 
vor allem von privaten Medien sensationslüstern verbreitet und 
beeinflusst die Wahrnehmung von Gewaltkriminalität nach-
weislich.1

Schaut man sich Kriminalitätsstatistiken genauer an, so wird 
man feststellen, dass Kriminalität in der Tendenz rückläufig ist. 
Sie befindet sich auf dem niedrigsten Stand seit 1991. Auch 
die Gewaltkriminalität ist seit 2009 rückläufig.2 Häufig wird 
diese Entwicklung jedoch aufgrund der vermehrten Darstel-
lung in den Medien anders wahrgenommen. Es entsteht 
auch bei vielen Kolleg*innen der Eindruck, dass Gewalttaten 
zunehmen. Die vor 1 ½ Jahren begonnenen zentralen Auf-
zeichnungen zur Gewalt gegen Einsatzkräfte, sind noch nicht 
aussagekräftig.

Täterprofile

Körperliche Gewalt geht in der Mehrheit der Fälle von den 
Patient*innen oder deren Angehörigen aus. 
Patient*innen stehen zu über 55 Prozent unter Alkoholein-
fluss. Die Täter sind in ca. 85 Prozent der Fälle männlich und 
zwischen 20 und 40 Jahre alt (ca. 70 %).

Die zweit häufigste Ursache von Übergriffen ist der Drogen-
konsum (ca. 26 %). Gerade das Verhalten von Patient*innen, 
die Drogen konsumiert haben, verändert sich oftmals sprung-
haft. Ca. 7 % stehen unter dem Einfluss von Medikamenten.3

Danach folgen Übergriffe durch Menschen mit psychischen 
Beeinträchtigungen. 

Zusammengenommen sind Personen unter Alkohol- und 
Drogeneinfluss und mit psychischen Beeinträchtigungen zu 
weit über 90 Prozent für Übergriffe und Gewalt gegen Feuer-
wehrleute und Rettungskräfte verantwortlich. Die Einsatzkräfte 
müssen gesellschaftliche Fehlentwicklungen ausbaden.

Angriffe sind für die Rettungskräfte kaum vorhersehbar.

Die Sprache ändert sich fortlaufend

Häufig wird von einer Verrohung der Sprache gesprochen, 
Während bis vor einigen Jahrzehnten beleidigende Wörter 
noch unsagbar waren, sind selbst diese inzwischen in die All-
tagssprache eingegangen.4 Ob der Gebrauch solcher Worte als 
Beleidigung aufgefasst wird, ergibt sich aus der Situation. Ein 


